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     Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

 

 

Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
 

202. Jahrgang Düsseldorf, den 06. August 2020  Nummer 32 

 

 

I N H A L T S V E R Z E I C H N I S 

 
B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der Bezirksregierung 

 

 

 

 

 

 

 

 

C.  Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen 

anderer Behörden und Dienststellen 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der                      

Bezirksregierung 
 

 Anerkennung einer Stiftung 

(Christine und Ernst Kreuder          

Stiftung) 
 

Bezirksregierung 

21.13 -St.2001  

 

Düsseldorf, den 28. Juli 2020 

 

 

 

 

 

 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die  

 

„Christine und Ernst Kreuder Stiftung“ 
 

mit Sitz in Mönchengladbach gemäß § 80 BGB in            

Verbindung mit § 2 StiftG NRW anerkannt. Die    

Stiftung ist seit dem 09.04.2020 rechtsfähig. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf  2020 S.345 
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 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Patrick Rockstroh) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 ME18 

 

Düsseldorf, den 22. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.08.2020 wird Herr Patrick 

Rockstroh für die Dauer von sieben Jahren zum be-

vollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den 

Kehrbezirk Nr. 18 in Mettmann bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 

 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Herr Sluyßer) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 ME36 

 

Düsseldorf, den 28. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.05.2020 wird Herr Sluyßer für 

die Dauer von sieben Jahren zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk           

Mettmann Nr. 36 bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 
 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Herr Kranhold) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 MG17 

 

Düsseldorf, den 28. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.06.2020 wird Herr Kranhold für 

die Dauer von sieben Jahren zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk           

Mönchengladbach Nr. 17 bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 

 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Marcus Kram) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 NE25 

 

Düsseldorf, den 22. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.10.2020 wird Herr Marcus 

Kram für die Dauer von sieben Jahren zum bevoll-

mächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbe-

zirk Nr. 25 in Neuss bestellt  

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 

 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Jörg Abel) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 NE28 

 

Düsseldorf, den 22. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.11.2020 wird Herr Jörg Abel 

für die Dauer von sieben Jahren zum bevollmächtig-

ten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Nr. 

28 in Neuss bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 

 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Herr Haehnel) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 VIE4 

 

Düsseldorf, den 28. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.06.2020 wird Herr Haehnel für 

die Dauer von sieben Jahren zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk          

Viersen Nr. 4 bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 

 

 

 Bestellung von bevollmächtigten  

Bezirksschornsteinfegern  

(Herr Simons) 
 

Bezirksregierung 

34.02.02.02 VIE6 

 

Düsseldorf, den 28. Juli 2020 

 

Mit Wirkung vom 01.06.2020 wird Herr Simons für 

die Dauer von sieben Jahren zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk          

Viersen Nr. 6 bestellt. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 346 
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 Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des    

Gesetzes über die UVPG für ein              

Vorhaben der Nadermann & Martin 

GmbH in Duisburg 
 

Bezirksregierung 

52.03-0010030-0000-1204 

 

Düsseldorf, den 27. Juli 2020 
 

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

über die Feststellung der UVP-Pflicht für ein     

Vorhaben der Nadermann & Martin GmbH in         

Duisburg 
 

Die Nadermann & Martin GmbH hat mit Datum vom 

13.05.2020 einen Antrag nach § 16 Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz (BImSchG) für die wesentliche     

Änderung einer Abfallbehandlungsanlage am Stand-

ort Am alten Flughafen 4 - 8 in 47059 Duisburg         

gestellt.  

 

Der Antrag umfasst: 

 

-  Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 

 Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen 

 (Abfallschlüssel 02 02 04, Schlämme aus der 

 betriebseigenen Abwasserbehandlung; hier: 

 Fettabscheiderinhalte) in einer bestehenden 

 Halle (Betriebseinheit 2) 

 

- Errichtung und Betrieb eines zusätzlichen

 40 m³-Tanks in der bereits vorhandenen 

 Betriebseinheit 1 zur Lagerung von abge-

 trenntem Altöl 

 

- Errichtung und Betrieb einer Abwasser-

 behandlungsanlage zur Behandlung von Ab-

 wässern aus der Betriebseinheit 1 in einer 

 bestehenden Halle (Betriebseinheit 3) 

 

Die zu ändernde Anlage fällt unter Vorhaben nach 

Anlage 1 Nummer 8.7.2.1 des Gesetzes über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

 

Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG ist 

für das Änderungsvorhaben eine allgemeine Vorprü-

fung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 

Hierbei handelt es sich um eine überschlägige         

Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 

UVPG aufgeführten Kriterien. Maßgeblich ist, ob das 

Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-

gen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen  

Prüfung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, 

eigener Ermittlungen und der für die Entscheidung 

maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

ergab, dass durch die beantragten Änderungen der 

Anlage keine zusätzlichen erheblichen nachteiligen 

Auswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-

ten Schutzgüter zu erwarten sind.  

 

Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf            

folgende Aspekte:  

 

Merkmale des Vorhabens: 

 

Die Behandlungsmenge für gefährliche Abfälle wird 

nicht erhöht. Die Lagerung von Fettabscheider-         

inhalten erfolgt bereits am Standort; neu hinzukommt 

deren Behandlung. Beurteilungsrelevant bezüglich 

des UVPG ist die Lagermenge gefährlicher 

Schlämme, die nicht erhöht wird.  

 

Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm werden an 

den Immissionsorten deutlich unterschritten. Die neu 

beantragten Behandlungsanlagen befinden sich inner-

halb von Hallen. Die Behandlung erfolgt in geschlos-

senen Behältnissen.  

 

Das Abfallaufkommen wird sich durch die nachge-

schaltete Abwasserbehandlung und -einleitung in den 

Kanal reduzieren.  

 

Es handelt sich nicht um eine störfallrelevante          

Änderung im Sinne des § 3 Abs. 5 b BImSchG. 

 

Standort des Vorhabens: 

 

Der Standort der Anlage wird nicht verändert. Das 

Vorhaben wird auf einem bereits industriell genutzten 

Gelände umgesetzt. Durch das Vorhaben werden 

keine weiteren Flächen beansprucht. Am Standort   

liegen keine besonderen Qualitätskriterien vor. 

Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerati-

onsfähigkeit von Fläche, Boden, Wasser, Tiere, 

Pflanzen, biologische Vielfalt und Landschaft werden 

durch das Vorhaben nicht nachteilig beeinflusst.     

Besonders empfindliche, nach Bundesnaturschutz-

recht schutzbedürftige oder nach Landesrecht           

geschützte Gebiete, Naturdenkmäler, geschützte 

Landschaftsbestandteile, Boden- und Baudenkmäler 

werden durch das Vorhaben ebenfalls nicht nachteilig 

beeinflusst.  

 

Gemäß § 5 Abs.1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis 

der durchgeführten Vorprüfung fest, dass für das     

beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur     

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung           

besteht. 

 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht 

selbständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gez. Gerth 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 347 
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C. Rechtsvorschriften und                     

Bekanntmachungen anderer Behörden 

und Dienststellen 
 

 Bekanntmachung der IT-Koopera-

tion Rheinland für das Wirtschafts-

jahr 2020 
 

Nachtragswirtschaftsplan und Bekanntmachung 

des Nachtragswirtschaftsplans der                      

IT-Kooperation Rheinland für das Wirtschafts-

jahr 2020 

 

1. Wirtschaftsplan 

 

Nach § 18 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale      

Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 

S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. April 

2020 (GV. NRW. S. 218 b), in Verbindung mit § 107 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 14. April 2020 (GV. 

NRW. S. 218b), sowie nach § 4 der Eigenbetriebsver-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen       

(EigVO NRW) vom 16. November 2004 (GV. NRW. 

S. 644, ber. 2005 S. 15) zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), und §§ 5 Abs. 

2, 12 Abs. 1 der Verbandssatzung des Zweckverban-

des „IT-Kooperation Rheinland“ hat die Verbands-

versammlung am 17. Juni 2020 per Dringlichkeits-

entscheidung folgenden Nachtragswirtschaftsplan 

beschlossen: 

 

 
 

§ 2 

Die im Erfolgsplan veranschlagten Einzelansätze 

sind gegenseitig deckungsfähig. 

 

§ 3 

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur 

Liquiditätssicherung wird nicht geändert. 

 

§ 4 

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite für 

Investitionen wird nicht geändert 

 

§ 5 

Eine Verbandsumlage wird nicht veranschlagt. 

2. Bekanntmachung des Wirtschaftsplans 
 

Der vorstehende Nachtragswirtschaftsplan für das 

Wirtschaftsjahr 2020 wird hiermit öffentlich bekannt-

gemacht. Der Nachtragswirtschaftsplan mit seinen 

Anlagen ist gemäß § 18 GkG NRW i.V.m. § 80 Abs. 

5 GO NRW der Bezirksregierung Düsseldorf als Auf-

sichtsbehörde mit Schreiben vom 17.06.2020 ange-

zeigt worden. 
 

Hinweis 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) beim Zustandekommen dieses Wirtschafts-

plans nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-

machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 

es sei denn 

 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige     

     fehlt, 
 

b)  dieser Wirtschaftsplan ist nicht ordnungsgemäß       

      öffentlich bekanntgemacht worden, 
 

c)  der Verbandsvorsteher hat den Verbandsversamm-     

     lungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

     dem Zweckverband IT-Kooperation Rheinland 

     vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor- 

     schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die  

     den Mangel ergibt. 
 

Neuss, den 23.07.2020 
 

Der Vorsitzende der Verbandsversammlung 

Hans-Jürgen Petrauschke 

Landrat 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 348 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Irakli Bliadze) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 
 

Die Abholaufforderung des  

Polizeipräsidiums Wuppertal vom 28.05.2020 

ZA 1.3 - 57.01.14/59-STL-I351 
 

an  
 

Herrn 

Irakli Bliadze 

zuletzt wohnhaft: 

Toris Str. 6 

Borjomi 

Georgien 
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wird im Rahmen der öffentlichen Bekanntgabe zuge-        

stellt und kann in Raum 12 des Dienstgebäudes 17, 

Müngstener Straße35, 42285 Wuppertal, während der 

Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

Die Abholaufforderung gilt zwei Wochen nach              

Veröffentlichung in dem Amtsblatt der Bezirks-        

regierung Düsseldorf als zugestellt.  

 

Nach Zustellung wird eine weitere Frist von 7 Tagen 

in Gang gesetzt. 

 

Äußert sich der Betroffene innerhalb dieser Frist nicht 

zur Sache, erfolgt die Verwertung des Fahrzeugs.  

 

Im Auftrag 

gez. Cermak 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 348 

 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Kolja Rück) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 

 

(Bescheid/Anhörung) des Polizeipräsidiums 

Wuppertal, KK 16, vom 27.07.2020,            

Vorgangs-Nr.: 200726-0406-007960 

an  

 

Herrn 

Kolja Rück 

* 20.04.1985 in Wuppertal  

letzte bekannte Anschrift: 

Bieren, 42329 Wuppertal 

 

Der o.g. Bescheid kann in Raum E 85, des Dienst-

gebäudes. Friedrich-Engels-Allee 228, 42285 Wup-

pertal, eingesehen werden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die o.g. Verwal-

tungsentscheidung durch öffentliche Bekanntma-

chung zugestellt wird und die Klagefrist in Gang ge-

setzt wird, nach deren Ablauf die Entscheidung Be-

standskraft erhält. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die Ent-

scheidung regelmäßig als zugestellt gilt, wenn seit 

dem Tag der Veröffentlichung zwei Wochen vergan-

gen sind.   

        

Im Auftrag 

gez. Poet, KHK 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 349 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Jörg Schäfer) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 

 

Die Abholaufforderung des  

Polizeipräsidiums Wuppertal vom 30.01.2020 

ZA 1.3 - 57.01.14/59- …825669 

 

an  

 

Herrn 

Jörg Schäfer 

zuletzt wohnhaft: 

Wermelskirchener Str. 32 

42659 Solingen 

 

wird im Rahmen der öffentlichen Bekanntgabe zuge-

stellt und kann in Raum 12 des Dienstgebäudes 17, 

Müngstener Straße35, 42285 Wuppertal, während der 

Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

Die Abholaufforderung gilt zwei Wochen nach              

Veröffentlichung in dem Amtsblatt der Bezirks-        

regierung Düsseldorf als zugestellt.  

 

Nach Zustellung wird eine weitere Frist von 7 Tagen 

in Gang gesetzt. 

 

Äußert sich der Betroffene innerhalb dieser Frist nicht 

zur Sache, erfolgt die Verwertung des Fahrzeugs.  

 

Im Auftrag 

gez. Cermak 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 349 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Unbekannt) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 

 

Die Abholaufforderung des  

Polizeipräsidiums Wuppertal vom 24.07.2020 

ZA 1.3 - 57.01.14/59-AA-667BU(SRB) 

 

an  

 

Name: Unbekannt  

zuletzt wohnhaft:  

Serbien 

Kennzeichen Anhänger: AA-667BU (SRB) 
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wird im Rahmen der öffentlichen Bekanntgabe zuge-

stellt und kann in Raum 13 des Dienstgebäudes 17, 

Müngstener Straße35, 42285 Wuppertal, während der 

Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

Die Abholaufforderung gilt zwei Wochen nach              

Veröffentlichung in dem Amtsblatt der Bezirks-        

regierung Düsseldorf als zugestellt.  

 

Nach Zustellung wird eine weitere Frist von 7 Tagen 

in Gang gesetzt. 

 

Äußert sich der Betroffene innerhalb dieser Frist nicht 

zur Sache, erfolgt die Verwertung des Fahrzeugs.  

 

Im Auftrag 

gez. Kosmoll 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 349 

 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Christian Weimann) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 

 

(Bescheid/Anhörung) des Polizeipräsidiums 

Wuppertal, KK 16, vom 24.07.2020,                    

Aktenzeichen: 503000-126546-19/7 

 

an  

 

Herrn Weimann, Christian 

* 16.03.1982 in Wuppertal  

letzte bekannte Anschrift:  

Zeughausstraße 40, 42287 Wuppertal 

 

Der o.g. Bescheid kann in Raum E 85, des Dienst-

gebäudes. Friedrich-Engels-Allee 228, 42285 Wup-

pertal, eingesehen werden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die o.g. Verwal-

tungsentscheidung durch öffentliche Bekanntma-

chung zugestellt wird und die Klagefrist in Gang     

gesetzt wird, nach deren Ablauf die Entscheidung  

Bestandskraft erhält. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die Ent-

scheidung regelmäßig als zugestellt gilt, wenn seit 

dem Tag der Veröffentlichung zwei Wochen vergan-

gen sind.   

        

Im Auftrag 

gez. Finke, KOK‘in 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 350 

 

 

 Öffentliche Zustellung PP Wuppertal 

(Stefan Wilhelmi) 
 

Öffentliche Zustellung 

 

gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 VwZG für das Land NRW 

(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der 

zurzeit geltenden Fassung 

 

Anhörung des Polizeipräsidiums Wuppertal, 

KK 16, vom 27.07.2020,  

Aktenzeichen: 503000-030502-20/3 

 

an  

 

Herrn Stefan WILHELMI 

geboren am 17.04.1987 in Castrop-Rauxel  

letzte bekannte Anschrift: 

Am Jagdhaus 50 in 42113 Wuppertal 

(bei städt.  Kinder- Jugendeinrichtung) 

 

Der o.g. Bescheid kann in Raum E 85, des Dienst-

gebäudes. Friedrich-Engels-Allee 228, 42285 Wup-

pertal, eingesehen werden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die o.g. Verwal-

tungsentscheidung durch öffentliche Bekanntma-

chung zugestellt wird und die Klagefrist in Gang     

gesetzt wird, nach deren Ablauf die Entscheidung   

Bestandskraft erhält. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die Ent-

scheidung regelmäßig als zugestellt gilt, wenn seit 

dem Tag der Veröffentlichung zwei Wochen vergan-

gen sind.   

        

Im Auftrag 

gez. Schönenberg, KOK‘in 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2020 S. 350 
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